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Wenn Sie unverschuldet zu Schaden gekommen sind, haben Sie in
bestimmten Fällen Anspruch auf Entschädigung. Hier finden Sie
Informationen über die gesetzlichen Grundlagen und darüber, wie Sie

Ihre Ansprüche geltend machen können.

Opfer von Gewalttaten
Sind Sie vorsätzlich und rechtswidrig angegriffen worden und
haben durch diese Gewalttat eine gesundheitliche Schädigung
erlitten? Oder sind Sie Hinterbliebene(r) eines Gewaltopfers? Dann
haben Sie möglicherweise Ansprüche auf Entschädigung.

Wer hat Anspruch auf Versorgung?
Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) kann
erhalten, wer durch eine Gewalttat eine körperliche, geistige oder seelische
Schädigung erlitten hat. Auch Hinterbliebene (Witwen, Witwer, Waisen,
eventuell auch Eltern) haben Anspruch auf Versorgung, wenn eine
Gewalttat unmittelbar oder später zum Tod des Opfers führt. Ist der Tod
nicht auf die gesundheitlichen Folgen der Gewalttat zurückzuführen, steht
Witwen, Witwern und Waisen unter bestimmten Voraussetzungen eine
Beihilfe zu.

In Deutschland wohnende Ausländer, ausländische Touristen und
Besucher sind ebenfalls in die Entschädigungsregelungen einbezogen. Für
diesen Personenkreis gelten jedoch spezielle Anspruchsvoraussetzungen
und Sonderregelungen.

Welche Leistungen stehen Gewaltopfern nach dem OEG zu?

Gewaltopfer haben einen Anspruch auf Entschädigung und die
Leistungen sollen dazu beitragen, die gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen der Schädigung soweit wie möglich auszugleichen,
zum Beispiel durch:

Leistungen der Heil- und Krankenbehandlung, das sind unter
anderem ärztliche Behandlung, orthopädische Hilfsmittel,
Kuren,
Zahnersatz, Belastungserprobung, Arbeitstherapie. Kontakt
Rentenleistungen, das sind je nach Personenkreis
Beschädigtenrenten (mit Einzelleistungen wie Grund- und
Ausgleichsrente, Berufsschadensausgleich) oder
Hinterbliebenenrenten (und ähnlichen Einzelleistungen,
Bestattungs- und gegebenenfalls Sterbegeld). Kontakt
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Ergänzende Leistungen sind

Kriegsopferfürsorgeleistungen, und zwar unter anderem Hilfen
zur
beruflichen Rehabilitation sowie Krankenbeihilfe, Altenhilfe,
Erholungshilfe. Einzelheiten erfahren Sie beim Dezernat
Kriegsopferfürsorge (Hauptfürsorgestelle). Kontakt

Wie beantragen Sie Leistungen?
Ein Antrag kann beim Versorgungsamt, bei anderen amtlichen Stellen,
auch bei der Krankenkasse oder beim Rentenversicherungsträger
abgegeben werden. Wir empfehlen, dies so schnell wie möglich zu tun, weil der
Beginn Versorgungsleistung vom Zeitpunkt der Antragstellung abhängt.

Formulare können Sie direkt hier im Internet laden oder der
Abteilung
Soziale Entschädigung des Versorgungsamtes abfordern.

Auch ein formloser Antrag ist möglich.

Welche Leistungen sind ausgeschlossen?

Beschädigte oder entwendete materielle Güter werden nicht erstattet (mit
Ausnahme von Hilfsmitteln, die am Körper getragen werden, wie Brillen,
Kontaktlinsen, Zahnersatz). Schmerzensgeld kann nach dem OEG nicht
geleistet werden.

Das OEG findet keine Anwendung bei Schäden aus einem tätlichen
Angriff, die vom Angreifer durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs
verursacht worden sind. Wenden Sie sich in einem solchen Fall an den
Verein Verkehrsopferhilfe e.V.

Welche Umstände stehen Leistungen nach dem OEG entgegenstehen?

Das Versorgungsamt muss laut Gesetz Leistungen versagen, wenn:

der Geschädigte die Schädigung selbst verursacht hat,
es aus sonstigen, insbesondere in dem eigenen Verhalten
Anspruchsstellers liegenden Gründen unbillig wäre,
Entschädigung zu gewähren,
der Geschädigte oder Antragsteller an politischen oder
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kriegerischen Auseinandersetzungen in seinem Heimatstaat aktiv
beteiligt ist oder war und die Schädigung darauf beruht,
der Geschädigte oder Antragsteller in die organisierte Kriminalität
verwickelt ist oder war, einer Organisation, die Gewalttaten begeht,
angehört oder angehört hat und die Schädigung damit in
Zusammenhang steht.

Leistungen können versagt werden, wenn es der Geschädigte unterlassen hat,
das ihm Zumutbare zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Verfolgung des
Täters beizutragen.

Um ihre Ansprüche nicht zu verlieren, sollten Geschädigte daher
unverzüglich bei einer für die Strafverfolgung zuständigen Behörde
Strafanzeige erstatten. Polizei, Staatsanwaltschaft

Hinweis: Unser Angebot wird derzeit überarbeitet. Wir bitten die eventuellen
Probleme zu entschuldigen.

Das Versorgungsamt Hamburg
trifft Feststellungen über Behinderungen und gesundheitliche Merkmale nach
dem
Schwerbehindertenrecht (SGB IX) und
erbringt Entschädigungsleistungen nach dem Sozialen Entschädigungsrecht

Das Opferentschädigungsgesetz - OEG

Gesetz
über die Entschädigung für Opfer von

Gewalttaten
§ 1

Anspruch auf Versorgung
(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder auf einem deutschen Schiff
oder Luftfahrzeug infolge eines vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffs
gegen seine oder eine andere Person oder durch dessen rechtmäßige Abwehr
eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat, erhält wegen der gesundheitlichen
und wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender
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Anwendung der Vorschriften des Bundversorgungsgesetzes. Die Anwendung
dieser Vorschrift wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Angreifer in der
irrtümlichen Annahme von Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes
gehandelt hat.
(2) Einem tätlichen Angriff im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich

1. die vorsätzliche Beibringung von Gift,
2. die wenigstens fahrlässige Herbeiführung einer Gefahr für Leib und

Leben eines anderen durch ein mit gemeingefährlichen Mitteln
begangenes Verbrechen.

(3) Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 stehen Schädigungen gleich, die
durch einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Buchstabe e oder f
des Bundesversorgungsgesetzes herbeigeführt worden sind; Buchstabe e gilt
auch für einen Unfall, den der Geschädigte bei der unverzüglichen Erstattung
der Strafanzeige erleidet.
(4) Ausländer haben einen Anspruch auf Versorgung,

1. wenn sie Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen
Gemeinschaften sind oder

2. soweit Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, die eine
Gleichbehandlung mit Deutschen erforderlich machen, auf sie anwendbar
sind oder

3. wenn die Gegenseitigkeit gewährleistet ist.
(5) Sonstige Ausländer, die sich rechtmäßig nicht nur für einen
vorübergehenden Aufenthalt von längstens sechs Monaten im Bundesgebiet
aufhalten, erhalten Versorgung nach folgenden Maßgaben:

1. Leistungen wie Deutsche erhalten Ausländer, die sich seit mindestens drei
Jahren ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten;

2. ausschließlich einkommensunabhängige Leistungen erhalten Ausländer,
die sich ununterbrochen rechtmäßig noch nicht drei Jahre im
Bundesgebiet aufhalten.

Rechtmäßiger Aufenthalt im Sinne dieses Gesetzes ist auch ein aus humanitären
Gründen oder aus erheblichem öffentlichen Interesse geduldeter Aufenthalt. Die
in Anlage I Kapitel VII Sachgebiet K Abschnitt III Nr. 18 des
Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1069)
genannten Maßgaben gelten entsprechend für Ausländer, die eine Schädigung
im Beitrittsgebiet erleiden, es sei denn, sie haben ihren Wohnsitz, ihren
gewöhnlichen Aufenthalt oder ständigen Aufenthalt in dem Gebiet, in dem
dieses Gesetz schon vor dem Beitritt gegolten hat.
(6) Versorgung wie die in Absatz 5 Nr. 2 genannten Ausländer erhalten auch
ausländische Geschädigte, die sich rechtmäßig für einen vorübergehenden
Aufenthalt von längstens sechs Monaten im Bundesgebiet aufhalten,

1. wenn sie mit einem Deutschen oder einem Ausländer, der zu den in
Absatz 4 oder 5 bezeichneten Personen gehört, verheiratet oder in gerader
Linie verwandt sind oder
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2. wenn sie Staatsangehörige eines Vertragsstaates des Europäischen
Übereinkommens vom 24. November 1983 über die Entschädigung für
Opfer von Gewalttaten sind, soweit dieser keine Vorbehalte zum
Übereinkommen erklärt hat.

(7) Wenn ein Ausländer, der nach Absatz 5 oder 6 anspruchsberechtigt ist,
1. ausgewiesen oder abgeschoben wird oder
2. das Bundesgebiet verlassen hat und seine Aufenthaltsgenehmigung

erloschen ist oder
3. ausgereist und nicht innerhalb von sechs Monaten erlaubt wieder

eingereist ist,
erhält er für jedes begonnene Jahr seines ununterbrochen rechtmäßigen
Aufenthalts im Bundesgebiet eine Abfindung in Höhe des Dreifachen, insgesamt
jedoch mindestens in Höhe des Zehnfachen, höchstens in Höhe des
Dreißigfachen der monatlichen Grundrente. Dies gilt nicht, wenn er aus einem
der in § 46 Nr. 1 bis 4 oder § 47 des Ausländergesetzes genannten Gründe
ausgewiesen wird. Mit dem Entstehen des Anspruchs auf die Abfindung nach
Satz 1 oder mit der Ausweisung nach Satz 2 erlöschen sämtliche sich aus den
Absätzen 5 und 6 ergebenden weiteren Ansprüche; entsprechendes gilt für
Ausländer, bei denen die Schädigung nicht zu einer rentenberechtigenden
Minderung der Erwerbstätigkeit geführt hat. Die Sätze 1 und 3 gelten auch für
heimatlose Ausländer sowie für sonstige Ausländer, die im Bundesgebiet die
Rechtsstellung nach dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) oder nach dem Übereinkommen vom 28.
September 1954 über die Rechtsstellung der Staatenlosen (BGBl. 1976 II S.
473) genießen, wenn die Tat nach dem 27. Juli 1993 begangen worden ist. Die
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend auch für Hinterbliebene, die sich nicht im
Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhalten.
(8) Die Hinterbliebenen eines Geschädigten erhalten auf Antrag Versorgung in
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes.
Die in den Absätzen 5 bis 7 genannten Maßgaben sowie § 10 Satz 3 sind
anzuwenden. Soweit dies günstiger ist, ist bei der Bemessung der Abfindung
nach Absatz 7 auf den Aufenthalt der Hinterbliebenen abzustellen.
(9) Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 stehen Schädigungen gleich, die
ein Berechtigter oder Leistungsempfänger nach Absatz 1 oder 8 in Verbindung
mit § 10 Abs. 4 oder 5 des Bundesversorgungsgesetzes, eine Pflegeperson oder
eine Begleitperson bei einer notwendigen Begleitung des Geschädigten durch
einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 8 a des
Bundesversorgungsgesetzes erleidet.

(10) Einer gesundheitlichen Schädigung im Sinne des Absatzes 1 steht die
Beschädigung eines am Körper getragenen Hilfsmittels, einer Brille, von
Kontaktlinsen oder von Zahnersatz gleich.
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(11) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf Schäden aus einem tätlichen
Angriff, die von dem Angreifer durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder
eines Anhängers verursacht worden sind.
(12) § 64 e des Bundesversorgungsgesetzes findet keine Anwendung. § 1 Abs.
3, die § 64 bis 64 d, 64 f sowie 89 des Bundesversorgungsgesetzes sind mit der
Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der Zustimmung des
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung die Zustimmung der für die
Kriegsopferversorgung zuständigen obersten Landesbehörde tritt, sofern ein
Land Kostenträger ist (§ 4). Dabei sind die für deutsche Staatsangehörige
geltenden Vorschriften auch für von diesem Gesetz erfaßte Ausländer
anzuwenden.
(13) § 20 des Bundesversorgungsgesetzes ist mit den Maßgaben anzuwenden,
daß an die Stelle der in Absatz 1 Satz 3 genannten Zahl die Zahl der
rentenberechtigten Beschädigten und Hinterbliebenen nach diesem Gesetz im
Vergleich zur Zahl des Vorjahres tritt, daß in Absatz 1 Satz 4 an die Stelle der
dort genannten Ausgaben der Krankenkassen je Rentner die bundesweiten
Ausgaben je Mitglied treten, daß Absatz 2 für die oberste Landesbehörde, die
für die Kriegsopferversorgung zuständig ist, oder die von ihr bestimmte Stelle
gilt und daß in Absatz 3 an die Stelle der in Satz 1 genannten Zahl die Zahl 1,3
tritt und die Sätze 2 bis 4 nicht gelten.
(14) Im Rahmen der Heilbehandlung sind auch heilpädagogische Behandlung,
heilgymnastische und bewegungstherapeutische Übungen zu gewähren, wenn
diese bei der Heilbehandlung notwendig sind.

§ 2
Versagungsgründe

(1) Leistungen sind zu versagen, wenn der Geschädigte die Schädigung
verursacht hat oder wenn es aus sonstigen, insbesondere in dem eigenen
Verhalten des Anspruchstellers liegenden Gründen unbillig wäre, Entschädigung
zu gewähren. Leistungen sind auch zu versagen, wenn der Geschädigte oder
Antragsteller

1. an politischen Auseinandersetzungen in seinem Heimatstaat aktiv beteiligt
ist oder war und die Schädigung darauf beruht oder

2. an kriegerischen Auseinandersetzungen in seinem Heimatstaat aktiv
beteiligt ist oder war und Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, daß die
Schädigung hiermit in Zusammenhang steht, es sei denn, er weist nach,
daß dies nicht der Fall ist oder

3. in die organisierte Kriminalität verwickelt ist oder war oder einer
Organisation, die Gewalttaten begeht, angehört oder angehört hat, es sei
denn, er weist nach, daß die Schädigung hiermit nicht in Zusammenhang
steht.
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(2) Leistungen können versagt werden, wenn der Geschädigte es unterlassen hat,
das ihm Mögliche zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Verfolgung des
Täters beizutragen, insbesondere unverzüglich Anzeige bei einer für die
Strafverfolgung zuständigen Behörde zu erstatten.

§ 3
Zusammentreffen von Ansprüchen

(1) Treffen Ansprüche nach diesem Gesetz mit Ansprüchen aus einer
Schädigung im Sinne des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder nach anderen
Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes
vorsehen, zusammen, so ist unter Berücksichtigung der durch die gesamten
Schädigungsfolgen bedingten Minderung der Erwerbsfähigkeit eine einheitliche
Rente festzusetzen.
(2) Die Ansprüche nach diesem Gesetz entfallen, soweit auf Grund der
Schädigung Ansprüche nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem
Gesetz, welches eine entsprechende Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes vorsieht, bestehen.
(3) Trifft ein Versorgungsanspruch nach diesem Gesetz mit einem
Schadensersatzanspruch auf Grund fahrlässiger Amtspflichtverletzung
zusammen, so wird der Anspruch nach § 839 Abs. 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Voraussetzungen des § 1
vorliegen.
(4) Bei Schäden nach diesem Gesetz gilt § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch nicht.

§ 4
Kostenträger

(1) Zur Gewährung der Versorgung ist das Land verpflichtet, in dem die
Schädigung eingetreten ist. Sind hierüber Feststellungen nicht möglich, so ist
das Land Kostenträger, in dem der Geschädigte zur Tatzeit seinen Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Hatte er im Geltungsbereich dieses
Gesetzes keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, oder ist die
Schädigung auf einem deutschen Schiff oder Luftfahrzeug außerhalb des
Geltungsbereichs dieses Gesetzes eingetreten, so ist der Bund Kostenträger.
(2) Der Bund trägt vierzig vom Hundert der Ausgaben, die den Ländern durch
Geldleistungen nach diesem Gesetz entstehen. Zu den Geldleistungen gehören
nicht solche Geldbeträge, die zur Abgeltung oder an Stelle einer Sachleistung
gezahlt werden.



8

(3) In den Fällen des § 3 Abs. 1 sind die Kosten, die durch das Hinzutreten der
weiteren Schädigung verursacht werden, von dem Leistungsträger zu
übernehmen, der für die Versorgung wegen der weiteren Schädigung zuständig
ist.

§ 5
Übergang gesetzlicher Schadensersatzansprüche

(1) Ist ein Land Kostenträger (§ 4), so gilt § 81 a des
Bundesversorgungsgesetzes mit der Maßgabe, daß der gegen Dritte bestehende
gesetzliche Schadensersatzanspruch auf das zur Gewährung der Leistungen nach
diesem Gesetz verpflichtete Land übergeht.
(2) Die innerhalb eines Haushaltsjahres eingezogenen Beträge führt das Land
jährlich bis zum 31. März des folgenden Jahres zu 7,5 v. H. an den Bund ab.

§ 6
Zuständigkeit und Verfahren

(1) Die Versorgung nach diesem Gesetz obliegt den für die Durchführung des
Bundesversorgungsgesetzes zuständigen Behörden. Ist der Bund Kostenträger,
so sind zuständig

1. wenn der Geschädigte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in
einem Land hat, die Behörden dieses Landes,

2. wenn der Geschädigte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes hat, die Behörden des
Landes, das die Versorgung von Kriegsopfern in dem Wohnsitz- oder
Aufenthaltsland durchführt.

Abweichend von Satz 2 sind, wenn die Schädigung auf einem deutschen Schiff
oder Luftfahrzeug eingetreten ist, die Behörden des Landes zuständig, in dem
das Schiff in das Schiffsregister eingetragen ist oder in dem der Halter des
Luftfahrzeugs seinen Sitz oder Wohnsitz hat.
(2) Die örtliche Zuständigkeit der Behörden bestimmt die Landesregierung
durch Rechtsverordnung.
(3) Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung, mit
Ausnahme der § 3 bis 5, sowie die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes über
das Vorverfahren sind anzuwenden.
(4) Absatz 3 gilt nicht, soweit die Versorgung in der Gewährung von Leistungen
besteht, die den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach den § 25 bis 27 h des
Bundesversorgungsgesetzes entsprechen.
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§ 7
Rechtsweg

(1) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten dieses Gesetzes
ist, mit Ausnahme der Fälle des Absatzes 2, der Rechtsweg zu den Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit gegeben. Soweit das Sozialgerichtsgesetz besondere
Vorschriften für die Kriegsopferversorgung enthält, gelten diese auch für
Streitigkeiten nach Satz 1.
(2) Soweit die Versorgung in der Gewährung von Leistungen besteht, die den
Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach den § 25 bis 27h des
Bundesversorgungsgesetzes entsprechen, ist der Verwaltungsrechtsweg
gegeben.

§ 8
(Änderung der Reichsversicherungordnung)

§ 9
(Änderung des Pflichtversicherungsgesetzes)

§ 10
Übergangsvorschriften

Dieses Gesetz gilt für Ansprüche aus Taten, die nach seinem Inkrafttreten
begangen worden sind. Darüber hinaus gelten die § 1 bis 7 für Ansprüche aus
Taten, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis 15. Mai 1976 begangen worden
sind, nach Maßgabe der § 10 a und 10c. In den Fällen des § 1 Abs. 5 und 6
findet dieses Gesetz nur Anwendung auf Taten, die nach dem 30. Juni 1990
begangen worden sind. Für Taten, die vor dem 01. Juli 1990 begangen worden
sind, findet § 10a unter Berücksichtigung von § 1 Abs. 7 entsprechende
Anwendung.

§ 10a
Härteregelung

(1) Personen, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis 15. Mai 1976 geschädigt
worden sind, erhalten auf Antrag Versorgung, solange sie

1. allein infolge dieser Schädigung schwerbeschädigt sind und
2. bedürftig sind und
3. im Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen

Aufenthalt haben.
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§ 31 Abs. 4 Satz 2 erster Halbsatz des Bundesversorgungsgesetzes gilt.
(2) Bedürftig ist ein Anspruchsteller, wenn sein Einkommen im Sinne des § 33
des Bundesversorgungsgesetzes den Betrag, von dem an die nach der
Anrechnungsverordnung (§ 33 Abs. 6 Bundesversorgungsgesetz) zu
berechnenden Leistungen nicht mehr zustehen, zuzüglich des Betrages der
jeweiligen Grundrente, der Schwerstbeschädigtenzulage sowie der Pflegezulage
nicht übersteigt.
(3) Übersteigt das Einkommen den Betrag, von dem an die vom Einkommen
beeinflußten Versorgungsleistungen nicht mehr zustehen, so sind die
Versorgungsbezüge in der Reihenfolge Grundrente,
Schwerstbeschädigtenzulage und Pflegezulage um den übersteigenden Betrag zu
mindern. Bei der Berechnung des übersteigenden Betrages sind die Einkünfte
aus gegenwärtiger Erwerbstätigkeit vor den übrigen Einkünften zu
berücksichtigen. § 33 Abs. 4, § 33 a Abs. 2 und § 33 b Abs. 6 des
Bundesversorgungsgesetzes gelten nicht.
(4) Die Hinterbliebenen eines Geschädigten erhalten auf Antrag Versorgung in
entsprechender Anwendung der § 38 bis 52 des Bundesversorgungsgesetzes,
solange sie bedürftig sind und im Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt haben. Die Absätze 2 und 3 gelten
entsprechend. Unabhängig vom Zeitpunkt des Todes des Beschädigten sind für
die Witwenbeihilfe die Anspruchsvoraussetzungen des § 48 Abs. 1 Satz 1, 5 und
6 des Bundesversorgungsgesetzes in der im Zeitpunkt der Antragstellung
geltenden Fassung maßgebend.
(5) Die Versorgung umfaßt alle nach dem Bundesversorgungsgesetz
vorgesehenen Leistungen mit Ausnahme von Berufsschadens- und
Schadensausgleich.

§ 10b
Härteausgleich

Soweit sich im Einzelfall aus der Anwendung des § 1 Abs. 5 und 6 eine
besondere Härte ergibt, kann mit Zustimmung der obersten Landesbehörde im
Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung ein
Härteausgleich als einmalige Leistung bis zur Höhe des Zwanzigfachen der
monatlichen Grundrente entsprechend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit
um 70 vom Hundert, bei Hinterbliebenen bis zur Höhe des Zehnfachen der
Hinterbliebenengrundrente einer Witwe gewährt werden. Das gilt für einen
Geschädigten nur dann, wenn er durch die Schädigung schwerbeschädigt ist.
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§ 10c
Übergangsregelung

Neue Ansprüche, die sich auf Grund einer Änderung dieses Gesetzes ergeben,
werden nur auf Antrag festgestellt. Wird der Antrag binnen eines Jahres nach
Verkündung des Änderungsgesetzes gestellt, so beginnt die Zahlung mit dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens, frühestens jedoch mit dem Monat, in dem die
Voraussetzungen erfüllt sind.

§ 10d
Übergangsvorschrift

(1) Am 1. Januar 1998 noch nicht gezahlte Erstattungen von Aufwendungen für
Leistungen, die vor dem 1. Januar 1998 erbracht worden sind, werden nach den
bis dahin geltenden Erstattungsregelungen abgerechnet.
(2) Für das Jahr 1998 wird der Pauschalbetrag wie folgt ermittelt: Aus der
Summe der Erstattungen des Landes an die Krankenkassen nach diesem Gesetz
in den Jahren 1995 bis 1997, abzüglich der Erstattungen für Leistungen bei
Pflegebedürftigkeit nach § 11 Abs. 4 und § 12 Abs. 5 des
Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 31. März 1995 geltenden Fassung
und abzüglich der Erstattungen nach § 19 Abs. 4 des
Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1993 geltenden
Fassung, wird der Jahresdurchschnitt ermittelt.

§ 11
(Inkrafttreten)

Das Opferentschädigungsgesetz - OEG
Wer hat Anspruch auf Versorgung nach dem OEG ?

Leistungen nach dem OEG kann erhalten, wer in Deutschland oder außerhalb
des Bundesgebietes auf einem deutschen Schiff oder deutschen Luftfahrzeug
Opfer einer Gewalttat geworden ist und dadurch einen körperlichen, geistigen
oder seelischen Schaden erlitten hat.
Außerdem haben Hinterbliebene (Witwen, Witwer, Waisen, Eltern) Anspruch
auf Versorgung, wenn eine Gewalttat unmittelbar oder später zum Tod des
Opfers führt.
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Ist der Tod eines Geschädigten nicht auf die gesundheitlichen Folgen der
Gewalttat zurückzuführen, steht Witwen, Witwern und Waisen des
Geschädigten unter bestimmten Voraussetzungen eine Beihilfe zu.
In die Entschädigungsregelungen sind auch in Deutschland wohnende Ausländer
sowie ausländische Touristen und Besucher einbezogen. Für diesen
Personenkreis gelten spezielle Anspruchsvoraussetzungen und
Sonderregelungen über Art und Umfang der im Einzelfall möglichen
Leistungen.
Für weitergehende Auskünfte stehen die Ämter für Versorgung und
Familienförderung gerne zur Verfügung.

Wann liegt eine Gewalttat im Sinne des OEG vor ?
Wenn die gesundheitliche Schädigung auf

 einen vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriff (z.B.
Körperverletzung, sexueller Mißbrauch) gegen die eigene oder eine
andere Person oder dessen rechtmäßige Abwehr oder

 die vorsätzliche Beibringung von Gift oder
 die wenigstens fahrlässige Herbeiführung einer Gefahr für Leib und

Leben eines anderen durch ein mit gemeingefährlichen Mitteln
begangenes Verbrechen (z. B. Brandstiftung, Sprengstoffanschlag)

zurückzuführen ist.

Ausnahme
Das OEG findet keine Anwendung bei Schäden aus einem tätlichen Angriff, die
vom Angreifer durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder eines Anhängers
verursacht worden sind. In einem solchen Fall kann aber ein Antrag an den
Entschädigungsfonds für Schäden aus Kraftfahrzeugunfällen gerichtet werden.
Anschrift:

Verein Verkehrsopferhilfe e.V.
Glockengießerwall I/V

20095 Hamburg

Welche Leistungen stehen im Rahmen des OEG zu ?
Der Umfang der Versorgung bestimmt sich nach den Vorschriften des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG).
Die Versorgung umfaßt insbesondere:

 Heil- und Krankenbehandlung
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 Beschädigtenrente, wenn die gesundheitliche Schädigung zu einer nicht
nur vorübergehenden Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um
mindestens 25 v. H. führt

 Sterbegeld, Bestattungsgeld
 Hinterbliebenenversorgung für Witwen, Witwer, Waisen, Eltern
 Fürsorgeleistungen

Schmerzensgeld wird nicht gezahlt. Auch Sach- und Vermögensschäden
können nicht ersetzt werden. Für am Körper getragene Hilfsmittel, Brillen oder
Kontaktlinsen und für Schäden am Zahnersatz gelten Sonderregelungen.
Versorgung wird nur auf Antrag gewährt. Es empfiehlt sich, den Antrag
frühzeitig, jedenfalls aber innerhalb eines Jahres nach Eintritt der
gesundheitlichen Schädigung zu stellen, weil in der Regel nur dann Leistungen
bereits ab dem Zeitpunkt der Schädigung möglich sind. Der Antrag kann beim
Amt für Versorgung und Familienförderung, aber auch bei allen anderen
Sozialleistungsträgern, zum Beispiel einer gesetzl. Krankenkasse oder einem
Träger der gesetzl. Rentenversicherung und bei den Gemeinden gestellt werden.

Die gesetzlichen Schadensersatzansprüche des Geschädigten gegen den
Schädiger gehen kraft Gesetzes auf den Freistaat Bayern bzw. die
Bundesrepublik Deutschland über, soweit die Versorgungsverwaltung wegen
der gesundheitlichen Schädigung Leistungen erbringt. Der Geschädigte darf
deshalb über diese Schadensersatzansprüche nicht verfügen, ohne sich vorher
mit dem jeweils zuständigen Amt für Versorgung und Familienförderung
abzustimmen.
Dies gilt nicht für den Anspruch des Geschädigten auf Schmerzensgeld.

Welche Umstände stehen Leistungen nach dem OEG
entgegen ?

Leistungen sind zu versagen, wenn
 der Geschädigte die Schädigung selbst verursacht hat,
 es aus sonstigen, insbesondere in dem eigenen Verhalten des

Anspruchstellers liegenden Gründen unbillig wäre, Entschädigung zu
gewähren,

 der Geschädigte oder Antragsteller an politischen oder kriegerischen
Auseinandersetzungen in seinem Heimatstaat aktiv beteiligt ist oder war
und die Schädigung hiermit in Zusammenhang steht,

 der Geschädigte oder Antragsteller in die organisierte Kriminalität
verwickelt ist oder war oder einer Organisation, die Gewalttaten begeht,
angehört oder angehört hat und die Schädigung damit in Zusammenhang
steht.

Leistungen können versagt werden, wenn der Geschädigte es unterlassen hat,
das ihm Zumutbare zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Verfolgung des
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Täters beizutragen, insbesondere unverzüglich Anzeige bei einer für die
Strafverfolgung zuständigen Behörde (Staatsanwaltschaft, Polizei) zu erstatten.
Damit der Geschädigte seine Ansprüche nicht gefährdet, sollte deshalb stets
unverzüglich Strafanzeige erstattet und/oder Strafantrag gestellt werden.

Zuständigkeit und Anschriften
Für den Vollzug des OEG sind in Bayern in erster Linie die Ämter für
Versorgung und Familienförderung -Versorgungsämter- zuständig. Diese
Ämter bieten auch eine Sonderbetreuung durch besonders geschulte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an, welche die Opfer von Gewalttaten sowie
deren Angehörige umfassend über alle im Einzelfall möglichen Hilfen
informieren und beraten. Über einen Anrufbeantworter ist die Sonderbetreuung
auch außerhalb der Dienstzeiten erreichbar.

Fürsorgeleistungen werden durch die Hauptfürsorgestelle bei der jeweiligen
Bezirksregierung gewährt, falls mit der Gewalttat über die gesundheitlichen
Folgen hinaus auch eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse
verbunden ist. Im Einzelfall können folgende Hilfen in Betracht kommen:

 Hilfe zur beruflichen Rehabilitation
 Erziehungsbeihilfe (für in Ausbildung stehende Kinder von

Entschädigungsberechtigten)
 Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt
 Erholungshilfe
 Wohnungshilfe
 Hilfe in besonderen Lebenslagen (hier sind je nach Schwere der

gesundheitlichen Schädigung eine Vielzahl von Leistungen möglich)
 Krankenhilfe
 Hilfe zur Pflege
 Hilfe zur Weiterführung des Haushalts
 Altenhilfe

Art und Umfang der möglichen Fürsorgeleistungen für Gewaltopfer hängen von
den Besonderheiten eines jeden Einzelfalles ab. Deshalb ist eine Beratung durch
die Hauptfürsorgestelle vor jeder Antragstellung empfehlenswert.

Das Opferentschädigungsgesetz - OEG

Leitgedanke des vom Bundestag 1976 einstimmig beschlossenen Gesetzes über
die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten ist, daß die staatliche
Gemeinschaft für die Opfer von Straftaten einstehen muß, wenn es ihr trotz aller
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Anstrengungen zur Verbrechensverhütung nicht gelingt, Gewalttaten völlig zu
verhindern.
Der gesetzlich verankerte Opferentschädigungsanspruch stellt sicher, daß der
von einer Gewalttat Betroffene, dessen Lebensumstände infolge seiner
gesundheitlichen Schädigung wesentlich beeinträchtigt oder dessen
Lebensqualität im Extremfall sogar zerstört wurde, den Folgen der Gewalttat
nicht mehr hilflos gegenüber steht. Die mit den gesetzlichen Regelungen
beabsichtigte Verbesserung des Opferschutzes setzt voraus, daß die
Bevölkerung und insbesondere das Opfer von diesen
Entschädigungsmöglichkeiten Kenntnis erlangen. Die nachfolgenden Hinweise
sollen zum Abbau der noch bestehenden Informationsdefizite beitragen und über
das Opferentschädigungsgesetz sowie die damit verbundenen Ansprüche
informieren.
Einen kurzen Überblick gibt Ihnen hierzu unsere Broschüre "Das
Opferentschädigungsgesetz - OEG":

 Wer hat Anspruch auf Versorgung nach dem OEG ?
 Wann liegt eine Gewalttat im Sinne des OEG vor ?
 Ausnahme
 Welche Leistungen stehen im Rahmen des OEG zu ?
 Welche Umstände stehen Leistungen nach dem OEG entgegen ?
 Zuständigkeiten und Anschriften

Weitere Hinweise zum Opferentschädigungsgesetz finden Sie in der Broschüre
"Der Staat hilft den Opfern von Gewalttaten", erhältlich beim
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Referat Öffentlichkeitsarbeit,
Postfach 500, 53105 Bonn.

Leistungen nach dem Sozialen
Entschädigungsrecht

Das Soziale Entschädigungsrecht regelt die Versorgung bei
Gesundheitsschäden, für deren Folgen die staatliche Gemeinschaft in Abgeltung
eines besonderen Opfers oder aus anderen Gründen nach versorgungsrechtlichen
Grundsätzen einzustehen hat (§ 5 Erstes Buch Sozialgesetzbuch – SGB I).

Kernstück der Sozialen Entschädigung ist die Kriegsopferversorgung als eines
der größten Probleme, die von der Bundesrepublik Deutschland nach Ende des
2. Weltkriegs zu bewältigen waren. Ihren rechtlichen Rahmen hat die
Versorgung der Kriegsopfer durch das am 20.12.1950 als erstes großes
Sozialleistungsgesetz der jungen Bundesrepublik verkündete
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Bundesversorgungsgesetz (BVG) erhalten. Bei der Ausgestaltung dieses
Gesetzes, das auch heute noch von zentraler Bedeutung für das gesamte Soziale
Entschädigungsrecht ist, konnte sich der Gesetzgeber auch an früheren
Versorgungsgesetzen, so z.B. am Reichsversorgungsgesetz und am
Wehrmachtsfürsorge- und Versorgungsgesetz orientieren.

Das Bundesversorgungsgesetz ist am 01.10.1950 in Kraft getreten. Seine
nachfolgenden Änderungen bzw. Ergänzungen hatten vor allem
Leistungsverbesserungen zum Ziel.

Auf das Bundesversorgungsgesetz nehmen folgende Gesetze Bezug, die in der
Praxis als Nebengesetze bezeichnet werden:
 Gesetz über die Versorgung für die ehemaligen Soldaten der Bundeswehr

und ihre Hinterbliebenen (Soldatenversorgungsgesetz - SVG)
 Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienstverweigerer

(Zivildienstgesetz – ZDG)
 Gesetz über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten

(Opferentschädigungsgesetz - OEG)
 Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen

außerhalb der Bundesrepublik Deutschland in Gewahrsam genommen
wurden (Häftlingshilfegesetz – HHG)

 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG)

 Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädigung von Opfern
rechtsstaatswidriger Strafverfolgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet
(Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz – StrRehaG)

 Gesetz über die Aufhebung rechtsstaatswidriger Entscheidungen im
Beitrittsgebiet und die daran anknüpfenden Folgeansprüche
(Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz – VwRehaG)

 Gesetz über den Bundesgrenzschutz (Bundesgrenzschutzgesetz – BGSG)
 Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen

(Unterhaltsbeihilfegesetz – UBG)
 Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des

Grundgesetzes fallenden Personen (G 131 GG)
In der ehemaligen DDR waren die Leistungen für Kriegsopfer an die Leistungen
der Sozialversicherung gekoppelt, wobei für die Beschädigtenversorgung ein
Körperschaden von mindestens 66 2/3 vom Hundert Voraussetzung war. Durch
den Einigungsvertrag wurde der Geltungsbereich des
Bundesversorgungsgesetzes zum 01.01.1991 mit einer Reihe von
Einschränkungen auf die neuen Bundesländer ausgedehnt. Eingeschränkt sind
u.a. die Höhe der Leistungen und die Anpassung der Versorgungsbezüge. Von
den für das Beitrittsgebiet maßgeblichen Einschränkungen sind alle Berechtigten
betroffen, die am 18.05.1990 ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in
der ehemaligen DDR hatten. Sie gelten auch dann fort, wenn der Wohnsitz oder
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gewöhnliche Aufenthalt nach dem 18.05.1990 in das bisherige Bundesgebiet
verlegt worden ist oder verlegt wird.

Durch den Einigungsvertrag wurden auch das Häftlingshilfegesetz, das
Soldatenversorgungsgesetz, das Zivildienstgesetz, das Bundesseuchengesetz
(jetzt Infektionsschutzgesetz), das Opferentschädigungsgesetz und das
Unterhaltsbeihilfegesetz auf das Beitrittsgebiet übergeleitet.
1992 wurde das Soziale Entschädigungsrecht durch Artikel 1 des Ersten SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzes um das Gesetz über die Rehabilitierung und
Entschädigung von Opfern rechtsstaatswidriger Strafverfolgungsmaßnahmen im
Beitrittsgebiet (Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz – StrRehaG) erweitert.

Als weiteres Gesetz kam 1994 als Artikel 1 des Zweiten SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzes noch das Gesetz über die Aufhebung
rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet
(Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz – VwRehaG) hinzu.
Entwicklung der Gesamtzahl der Empfänger von Versorgungsleistungen
nach dem Sozialen Entschädigungsrecht (Inland und Ausland) in Bayern

Schädigungstatbestände im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes sind u.a.
gesundheitliche Schädigungen, verursacht ...
Die Berücksichtigung der unmittelbaren Kriegseinwirkungen stellt sicher, dass
auch die von der Zivilbevölkerung erlittenen Gesundheitsschäden in den
Schutzbereich des Bundesversorgungsgesetzes einbezogen sind.

In jüngster Vergangenheit hat das Bundesversorgungsgesetz auf Beschluss des
Deutschen Bundestags vom 13.11.1997 eine besonders bedeutsame Ergänzung

um § 1 a erfahren, der folgenden Wortlaut hat:

(1) Leistungen sind zu versagen, wenn der Berechtigte oder derjenige, von dem
sich die Berechtigung ableitet, während der Herrschaft des Nationalsozialismus
gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat
und er nach dem 13. November 1997 einen Antrag auf Leistungen gestellt hat.
Anhaltspunkte, die eine besonders intensive Überprüfung erforderlich machen,
ob ein Berechtigter durch sein individuelles Verhalten gegen Grundsätze der

Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat, können sich insbesondere
aus einer freiwilligen Mitgliedschaft des Berechtigten in der SS ergeben.

(2) Leistungen sind mit Wirkung für die Zukunft ganz oder teilweise zu
entziehen, wenn ein Versagungsgrund im Sinne des Absatzes 1 vorliegt und das
Vertrauen des Berechtigten auf eine fortwährende Gewährung der Leistungen

im Einzelfall auch angesichts der Schwere der begangenen Verstöße nicht
überwiegend schutzwürdig ist.
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(3) Soweit in den Fällen des Absatzes 2 die sofortige Entziehung oder
Minderung der Leistungen zu unbilligen Härten führt, soll die Entziehung oder

Minderung nach einer angemessenen Übergangsfrist erfolgen.

Dieser Bestimmung liegt die politische Zielvorgabe zu Grunde, auch den in der
Bundesrepublik lebenden Personen, die während der Diktatur des

Nationalsozialismus an Kriegsverbrechen, Mord oder Völkermord beteiligt
waren, den Anspruch auf Versorgung entziehen oder versagen zu können.

Den vollständigen Wortlaut des BVG finden Sie unter folgender Internetadresse:
http://www.sbb.aok.de/cgi-bin/cntaok?6874?8871#8872

1. Das Opferentschädigungsgesetz (OEG)

Wer im Bundesgebiet oder auf einem deutschen Schiff oder Luftfahrzeug
infolge eines vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffs gegen seine
oder eine andere Person oder durch dessen rechtmäßige Abwehr eine
gesundheitliche Schädigung erleidet, erhält wegen der gesundheitlichen
und wirtschaftlichen Folgen dieser Schädigung auf Antrag Versorgung in
entsprechender Anwendung des BVG (§ 1 Abs. 1 Satz 1 OEG). Gleiches
gilt für die Hinterbliebenen des Opfers einer Gewalttat (§ 1 Abs. 8 OEG).

2. Das Soldatenversorgungsgesetz (SVG)

Dieses Gesetz regelt die Versorgung von ehemaligen Soldaten der
Bundeswehr und deren Hinterbliebenen und legt fest, dass im Falle einer
Wehrdienstbeschädigung Versorgung in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes zu gewähren ist, soweit das
SVG keine abweichende Regelung enthält.

Als Wehrdienstbeschädigung sind vor allem gesundheitliche
Schädigungen im Zusammenhang mit einer Wehrdienstverrichtung,
Unfälle während der Dienstausübung oder auf Grund
wehrdiensteigentümlicher Verhältnisse zu werten (§§ 80 ff. SVG).

3. Das Zivildienstgesetz (ZDG)

Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des BVG
erhalten auch anerkannte Kriegsdienstverweigerer und deren
Hinterbliebene, wenn der Kriegsdienstverweigerer an Stelle des
Wehrdienstes Zivildienst geleistet und in diesem Zusammenhang eine



19

Zivildienstbeschädigung erlitten hat (§ 47 Abs. 1 ZDG).

4. Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG)

Das Infektionsschutzgesetz (IfSG) ist ab 01.01.2001 an die Stelle des
früheren Bundesseuchengesetzes (BSeuchG) getreten. Neu im Vergleich
zum BSeuchG ist, dass nach dem IfSG nicht nur Impfschäden sondern
auch gesundheitliche Schädigungen durch andere Maßnahmen der
spezifischen Prophylaxe in den Versorgungsschutz einbezogen sind.

Unter Impfschaden ist die gesundheitliche und wirtschaftliche Folge einer
über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion hinaus gehenden
gesundheitlichen Schädigung durch die Schutzimpfung zu verstehen,
wobei Schutzimpfung die Gabe eines Impfstoffes zum Schutz vor einer
übertragbaren Krankheit ist und ein Impfschaden auch dann vorliegt,
wenn mit vermehrungsfähigen Erregern geimpft und eine andere als die
geimpfte Person geschädigt wurde (§ 2 Nr. 9 und 11 IfSG).

Als andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe werden vom Gesetz
die Gabe von Antikörpern (passive Immunprophylaxe) und die Gabe von
Medikamenten (Chemoprophylaxe) zum Schutz vor Weiterverbreitung
bestimmter übertragbarer Krankheiten genannt (§ 2 Nr. 10 IfSG).

5. Nach § 60 IfSG erhält Versorgung in entsprechender Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes, wer durch eine Schutzimpfung oder durch
eine andere Maßnahme der spezifischen Prophylaxe, die

- von einer zuständigen obersten Landesbehörde öffentlich empfohlen
und in ihrem Bereich vorgenommen wurde,
- auf Grund dieses Gesetzes angeordnet wurde,
- gesetzlich vorgeschrieben war oder
- auf Grund der Verordnungen der internationalen Gesundheitsvor-
schriften durchgeführt worden ist,

eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat. Auch
Hinterbliebenenversorgung wird nach Maßgabe des
Bundesversorgungsgesetzes gewährt. Unter bestimmten Voraussetzungen
besteht ein Anspruch auf Versorgung auch dann, wenn der Impfschaden
auf eine im Ausland
oder in der ehemaligen DDR durchgeführte Impfung zurückzuführen ist.
In Bayern sind derzeit die Schutzimpfungen gegen
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1. Diphtherie
2. Virusgrippe (Influenza)
3. Keuchhusten
4. Poliomyelitis (übertragbare Kinderlähmung)
5. Masern
6. Mumps
7. Röteln
8. Tollwut
9. Tuberkulose
10. Wundstarrkrampf
11. Frühsommer-Meningoenzephalitis
12. Virushepatitis B
13. Hämophilus-influencae-B-Erkrankungen
14. Virushepatitis A
15. Meningokokken
16. Pneumokokken
17. Windpocken

öffentlich empfohlen.

Öffentliche Empfehlungen für andere Maßnahmen der spezifischen
Prophylaxe, die nach § 20 Abs. 2 und 3 IfSG auf der Grundlage der
jeweiligen Empfehlungen einer Impfkommission ebenfalls von der
jeweils zuständigen obersten Landesbehörde auszusprechen sind, sind in
Bayern bisher noch nicht erfolgt. Bezüglich der künftigen Zuständigkeit
und näherer Auskünfte gelten die vorstehenden Hinweise zu den
Schutzimpfungen.

Führt eine der vorgenannten und in Bayern vorgenommene
Schutzimpfung zu einem Impfschaden, wird die entsprechende
Versorgung von der Bayerischen Versorgungsverwaltung durchgeführt.

Nähere Auskünfte können Sie bei jedem der bayerischen Ämter für
Versorgung und Familienversorgung (Versorgungsämter) bzw. im Falle
einer außerhalb Bayerns vorgenommenen Schutzimpfung bei der für das
jeweilige Bundesland zuständigen Versorgungsverwaltung
(Versorgungsämter) erhalten.
Den vollständigen Wortlaut des IfSG finden Sie unter folgender
Internetadresse: http://www.bmgesundheit.de/rechts/k-bek/gesetze.htm
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6. Das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG)

Nach diesem Gesetz können Personen, gegen die eine strafrechtliche
Entscheidung eines staatlichen deutschen Gerichts im Beitrittsgebiet in
der Zeit vom 08.05.45 bis zum 02.10.90 ergangen ist, ihre Rehabilitierung
beantragen. Die Entscheidungen der ehemaligen DDR-Gerichte werden
aufgehoben, soweit sie mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen
rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbar sind. Dies ist der dann Fall, wenn
die angeordneten Rechtsfolgen in grobem Missverhältnis zu der zu
Grunde liegenden Tat stehen oder die Entscheidung der politischen
Verfolgung gedient hat, wobei das StrRehaG eine Reihe von
Strafvorschriften der
ehemaligen DDR nennt, die gewöhnlich der politischen Verfolgung
dienten.

Wer rehabilitiert worden ist und als Betroffener in Folge einer
rechtsstaatswidrigen Freiheitsentziehung eine gesundheitliche Schädigung
erlitten hat, erhält Versorgung in entsprechender Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes. Hinterbliebene erhalten Versorgung, wenn
der Betroffene an den Folgen der Schädigung gestorben ist.

Den vollständigen Wortlaut des StrRehaG finden Sie unter folgender
Internetadresse: http://www.digitalverlag.de

7. Die weiteren Nebengesetze sind in der Praxis von untergeordneter
Bedeutung, weshalb hier nicht näher darauf eingegangen wird. Sollten
diesbezüglich Fragen bestehen, wenden Sie sich bitte an das für Sie
zuständige Amt für Versorgung und Familienförderung.

Das Bundesversorgungsgesetz sieht eine Vielzahl von Leistungen, so u.a.
Heilbehandlung, Krankenbehandlung, Beschädigtenrente, Pflegezulage,
Bestattungsgeld, Sterbegeld, Hinterbliebenenrenten und Leistungen der
Kriegsopferfürsorge vor.

1. Leistungen für Beschädigte

a) Heilbehandlung (§ 10 BVG)

Den Vorrang der Heilbehandlung (Grundsatz: Reha vor Rente) macht das
Gesetz auch dadurch deutlich, dass dieser Anspruch vor allen anderen
Leistungen genannt bzw. geregelt ist.
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Im Rahmen der Heilbehandlung für Gesundheitsstörungen, die als Folge einer
Schädigung anerkannt sind, werden gewährt:
 ambulante ärztliche und zahnärztliche Behandlung

 Behandlung im Krankenhaus

 Versorgung mit Arznei-, Verband- und sonstigen Heilmitteln,

 Versorgung mit Hilfsmitteln,

 Versorgung mit Zahnersatz,

 Ersatzleistungen, welche die Versorgung mit Hilfsmitteln ergänzen (z.B.
die notwendige Änderung eines Kraftfahrzeugs),

 Badekuren,

 Haushaltshilfe,

 Teilnahme an Leibesübungen für Versehrte.
Ist die Erwerbsfähigkeit durch eine Schädigung im Sinne des Sozialen
Entschädigungsrechts um mindestens 50 v.H. gemindert, wird Heilbehandlung
auch für schädigungsunabhängige Gesundheitsstörungen gewährt, falls die
Heilbehandlung nicht bereits durch Ansprüche gegen andere Leistungsträger
(z.B. eine Krankenkasse) sichergestellt ist oder das Einkommen über der
Jahresarbeitsentgeltgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung liegt.

Wird jemand durch eine Schädigung arbeitsunfähig, kann er
Versorgungskrankengeld erhalten, wobei diese Leistung weitgehend dem
Krankengeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung bzw. dem
Verletztengeld aus der gesetzlichen Unfallversicherung entspricht.

b) Renten/laufende Versorgungsbezüge

Das Bundesversorgungsgesetz unterscheidet im Wesentlichen zwischen
einkommensunabhängigen Leistungen (Grundrente,
Schwerstbeschädigtenzulage, Pflegezulage, Führzulage,
Kleiderverschleißpauschale) und einkommensabhängigen Leistungen
(Ausgleichsrente, Ehegattenzuschlag, Kinderzuschlag,
Berufsschadensausgleich). Weil vor allem die Grundrente, die Ausgleichsrente,
der Berufsschadensausgleich und die Pflegezulage in den meisten Fällen von
Bedeutung sind, werden diese Leistungen nachfolgend noch näher erläutert.
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aa) Grundrente (§ 30 BVG)

Eine Grundrente erhalten Beschädigte von einer schädigungsbedingten
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 30 v.H. an. Bei einer Minderung der
Erwerbsfähigkeit um mehr als 90 v.H. liegt Erwerbsunfähigkeit vor. Mit
Vollendung des 65. Lebensjahres wird die Grundrente für Schwerbeschädigte
(MdE um 50 v.H. und mehr) um die sogenannte Alterserhöhung erhöht.

Die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) ist nach der körperlichen und
geistigen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben zu beurteilen, wobei
seelische Begleiterscheinungen und Schmerzen zu berücksichtigen sind.

Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Begutachtung und Beurteilung der
Minderung der Erwerbsfähigkeit gibt das Bundesministerium für Arbeit und
Sozialordnung sog. "Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im
Sozialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz"
heraus. Diese "Anhaltspunkte" werden regelmäßig überarbeitet und dem
neuesten medizinischen Kenntnisstand angepasst.

Die letzte Ausgabe der "Anhaltspunkte" wurde 1996 herausgegeben und kann
beim Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung bezogen werden
(http://www.bma.de).

bb) Ausgleichsrente (§ 32 BVG)

Ausgleichsrente wird Schwerbeschädigten gewährt und hängt ihrer Höhe nach
von der MdE und dem sonstigen Einkommen des Beschädigten ab, wobei
Beschädigte mit einer MdE um 50 und 60 v.H. sowie Beschädigte mit einer
MdE um 70 und 80 v.H. jeweils gleichgestellt sind. Die Ausgleichsrente ist für
den Fall gedacht, dass der Schwerbeschädigte seinen Lebensunterhalt nicht
durch Arbeit oder andere Einkünfte sicherstellen kann. Deshalb setzt der
Anspruch auf Ausgleichsrente voraus, dass der Beschädigte in Folge seines
Gesundheitszustandes, hohen Alters oder aus einem von ihm nicht zu
vertretenden sonstigen Grund eine zumutbare Tätigkeit nicht oder nur in
beschränktem Maße oder nur mit überdurchschnittlichem Kräfteaufwand
ausüben kann. Grundsätzlich wird jegliches Einkommen auf die Ausgleichsrente
angerechnet, wobei die Einzelheiten in der Ausgleichsrentenverordnung
geregelt sind.

cc) Berufsschadensausgleich (§ 30 Abs. 3 – 16 BVG)

Weil sich gezeigt hatte, dass trotz aller Bemühungen um eine berufliche
Förderung viele Beschädigte entweder überhaupt nicht mehr in den
Arbeitsprozess eingegliedert werden konnten oder lediglich berufliche
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Positionen erreichten, die nicht dem entsprachen, was sie vor der Schädigung
bereits erreicht hatten bzw. ohne die Schädigung mutmaßlich erreicht hätten,
wurde 1960 der Berufsschadensausgleich eingeführt.

Der Berufsschadensausgleich hat seitdem immer wieder Änderungen erfahren
und wurde bewusst nicht in Anlehnung an Grundsätze des bürgerlich-
rechtlichen Schadenersatzes ausgestaltet. Der Anspruch auf
Berufsschadensausgleich stellt vielmehr ein eigenes Rechtsinstitut dar, welches
kein Vorbild in anderen Gesetzen oder früheren Versorgungsgesetzen hat und
berufliche Schäden in pauschalierter Weise entschädigen soll.

Grundvoraussetzung ist zunächst ein schädigungsbedingter Einkommensverlust,
der in der Regel im Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen
Bruttoeinkommen aus gegenwärtiger oder früherer Tätigkeit und dem höheren
Einkommen, das der Beschädigte ohne die Schädigung wahrscheinlich erzielt
hätte (sog. Vergleichseinkommen) zu sehen ist. Die Vergleichseinkommen
werden aus dem Durchschnittseinkommen der verschiedenen Berufs- und
Wirtschaftsgruppen errechnet bzw. für die einzelnen Berufs- und
Wirtschaftsgruppen vom Statistischen Bundesamt ermittelt oder den
Besoldungs- und Vergütungstabellen für den öffentlichen Dienst entnommen
und jährlich aktualisiert.

Von diesem Vergleichseinkommen, das spätestens mit Vollendung des 65.
Lebensjahres auf 75 v.H. zu kürzen und als fiktives Bruttoeinkommen des
einzelnen Beschädigten zu sehen ist, werden dessen derzeitiges
Bruttoeinkommen und die Ausgleichsrente abgezogen. Von dem sich so
ergebenden Einkommensverlust werden derzeit 42,5 v.H. als
Berufsschadensausgleich gezahlt.

Weitere Einzelheiten zum Berufsschadensausgleich sind auch der
Berufsschadensausgleichsverordnung zu entnehmen. Eine umfassende
Darlegung der sehr schwierigen und komplexen Materie - es gibt auch noch den
sog. Renten-Berufsschadensausgleich, den Nachschadens-
Berufsschadensausgleich und den Haushaltsführungs-Berufsschadens-ausgleich
– würde den Rahmen dieses Internet-Beitrags sprengen.
Wir müssen Sie deshalb auf die Möglichkeit einer umfassenden Beratung durch
die Versorgungsämter verweisen.

dd) Pflegezulage (§ 35 BVG)

Wer infolge einer Schädigung hilflos ist, erhält eine Pflegezulage. Hilflos ist der
Beschädigte, der für eine Reihe von häufig und regelmäßig wiederkehrenden
Verrichtungen zur Sicherung seiner persönlichen Existenz im Ablauf eines jeden
Tages fremder Hilfe dauernd bedarf.
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Die Pflegezulage wird in sechs Stufen gewährt. Blinde erhalten mindestens
Pflegezulage nach Stufe III, erwerbsunfähige Hirnbeschädigte mindestens
Pflegezulage nach Stufe I.

Muss der Beschädigte auf Grund seiner Schädigung eine Pflegekraft gegen
Entgelt beschäftigen, werden ihm die entsprechenden Aufwendungen, also
insbesondere der Bruttoarbeitslohn und die Arbeitgeberanteile zur
Sozialversicherung, auf Antrag erstattet.

Ist der Beschädigte auf die Pflege innerhalb einer Pflegeeinrichtung angewiesen,
können die Kosten in vollem Umfang übernommen werden, wobei zur
Kostendeckung allerdings die Versorgungsbezüge so weit herangezogen
werden, dass dem Beschädigten in der Regel nur ein Betrag in Höhe der
Grundrente eines Erwerbsunfähigen verbleibt.
Ist die Hilflosigkeit ursächlich auf die nach dem BVG anerkannten
Schädigungsfolgen zurückzuführen, geht der Anspruch auf eine Pflegezulage
nach dem Bundesversorgungsgesetz den Leistungen der Pflegeversicherung vor.
Die Leistungen der Pflegeversicherung werden in 3 Stufen erbracht und
umfassen im Unterschied zur Pflegezulage nach dem Bundesversorgungsgesetz
auch hauswirtschaftliche Verrichtungen.


